
1361 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des 
Bundesrates 

B e r ich t 
des Unterrichtsausschusses 

über den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 29. April 19'15 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Schulpflichtgesetz ab­
ge ändert wird 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß des Nationalrates soll 
das Schulpflichtgesetz, BGBl.Nr. 241/1962, an die AusN·irku..."lgen des 
Schulunterrichtsgesetzes 1Ll1d des Gesetzesbeschlusses des National­
rates vom 29. April 1975 betreffend die 5. Schulorganisations­
gesetz-Novelle, angepaßt werden. Bei der Aufnahme von Kindern, die 
noch nicht schulpflichtig sind, soll die bisherige zusätzliche 
Bedingung der räumlichen Möglichkeit einer Unterbrin~~ng ent­
fallen. Hinsichtlich der Feststellung der Schulreife soll der 
Schulleiter bzw. der Bezirksschulrat verpflichtet \-Terden erforder­
lichenfalls ein schulpsychologisches Gutachten einzuholen~ so-
fern die Eltern (Erziehungsberechtigten) des Kindes zustimmen .. 
Außerdem soll der Bezirksschulrat vor seiner Entscheidung betreffend 
den Besuch einer Sonderschule verpflichtet werden, auch ein schul­
psychologisches Gutachten einzuholen, sofern dies die Eltern 
verlangen. 'bzw. zustimmen. Weiters soll eine bisher fehlende, 
in der Praxis aber dringend erforderliche Regelung über die Ent­
lassung aus der Sonderschule geschaffen werden. österreichische 
Kinder, die in ausländischen Schulen ihrer Schulpflicht nach­
kommen, sollen von der bisherigen Verpflichtu..flg zur Ablegung einer 
jährl.ichen Abschlußprüfung befreit werden, soferne mit Hilfe der 
Zeugnisse der zureichende Erfolg des Schulbesuches dargetan werden 
kann. Ferner soll die Verantwortlichkeit für die Erfüllung der 
Schulpflicht neu geregelt werden. 

Der Unterrichtsausschuß hat die gegenständliche Vorlage in 
seiner Sitzung vom 21. Mai 1975 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen, dem Hohen Hause zu empfehlen 1 keinen Ein­
spruch zu erheben. 
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Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Unterrichtsausschuß 
somit den Antrag, der Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 29. April 
1975 betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Schulpflichtgesetz 
abgeändert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Wien, am 21. Mai 1975 

Dipl.-Ing.Dr. F r ü h wir t h 
Berichterstatter 

Hofmazui-Wellenhof 
Obmann 
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